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ÜBERSICHT

� Einleitung

Nach § 203 Strafgesetzbuch (StGB), § 8 
Abs. 1 Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) und 
§ 9 Berufsordnung für Ärzte (BO-Ä) der 
jeweils zuständigen Landesärztekammer 
unterliegen jeder Arzt und das medizinische 
Hilfspersonal unter Strafandrohung der 
ärztlichen Schweigepflicht. Personenbezo-
gene Daten, die dem Sozialgeheimnis unter-
liegen (vgl. auch Bundesdatenschutzgesetz), 
dürfen nur dann Dritten (z. B. Arbeitgeber, 
Aufsichtsbehörden oder sonstigen Dritten) 
offenbart werden, wenn
 � die betreffende Person ausdrücklich 

(i. d. R. schriftlich) der Weitergabe zu-
gestimmt hat,

 � eine Rechtsvorschrift (z. B. ArbmedVV, 
SGB, IfSG, ChemG) oder

 � eine richterliche Anordnung (Beweis-
beschluss) die Weitergabe bestimmt.

Bei gutachtlichen Untersuchungen, z. B. 
im Auftrag des Arbeitgebers zur Feststel-
lung der Beschäftigungsfähigkeit (sog. Ein-
stellungsuntersuchung, z. B. § 7 BAT, § 3 
Abs. 4 TVÖD, Art. 33 GG bei Beamten 
[Giesen 2007, 2008a]) oder zur Verwend-
barkeit im Rahmen der Einsatzplanung 

(sog. Eignungsuntersuchung [Giesen 2007, 
2008a]) wird durch Rechtsvermutung un-
terstellt, dass bei Erscheinen beim Arzt die 
zu untersuchende Person zum einen mit der 
Untersuchung als solcher und zum anderen 
mit der Weitergabe des Untersuchungser-
gebnisses an den Auftraggeber einverstan-
den ist.

In jedem Fall ist zu beachten, dass grund-
sätzlich auch das Untersuchungsergebnis 
der Schweigepflicht unterliegt. Diagnosen 
oder Befunde dürfen nur in besonders ge-
regelten Fällen Dritten gegenüber offenbart 
werden [Janning 1997].

Eine, in der Regel sehr seltene Aus-
nahme ist nur dann gerechtfertigt, wenn 
durch das Brechen der Schweigepflicht bei 
Gefahr im Verzuge größerer Schaden von 
der Person selbst oder von Dritten abge-
wendet werden kann (§ 34 StGB – recht-
fertigender/übergesetzlicher Notstand). Der 
Arzt hat dabei eine Güterabwägung vorzu-
nehmen. Er kann nur im konkreten Einzel-
fall anhand der ihm bekannten Umstände 
entscheiden, ob ein höherwertiges Interesse 
einen Bruch der Schweigepflicht rechtfer-
tigt (Ärztekammer Nordrhein 2009). Die 
Entscheidungsgründe sollten schriftlich 
festgehalten werden.

� Mitteilungs-, Melde- und 

Auskunftspflichten

In mehreren Gesetzen und Verordnungen 
gibt es rechtliche Regelungen, bei denen der 
Arzt verpflichtet ist, bestimmte Sachver-
halte, die ansonsten der Schweigepflicht 
unterliegen, zuständigen Stellen, Behörden 
oder dem Arbeitgeber gegenüber zu offen-
baren. Im medizinischen Arbeitsschutz ge-
hören dazu insbesondere:
 � Meldepflicht von Berufskrankheiten 

(§ 202 SGB VII),
 � Meldepflicht von Infektionskrankheiten 

(§§ 6 bis 10 IfSG),
 � Meldepflicht von Vergiftungen (§ 16e 

Abs. 2 ChemG).

Infolge einer gesetzlich geregelten Melde-
pflicht ist insoweit die Ärztliche Schweige-
pflicht (§ 203 StGB) eingeschränkt.

Meldepflicht von Berufskrankheiten 

(§ 202 SGB VII)

Um ein förmliches Berufskrankheiten-Fest-
stellungsverfahren nach § 20 Zehntes Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB X) in Gang zu setzen, 
gibt es inzwischen fünf Möglichkeiten (Giesen 
2008b). Während früher die Meldepflicht 
in den jeweiligen Berufkrankheiten-Verord-
nungen enthalten war, wurde 1996 mit dem 
SGB VII die Ärztliche Anzeige über den be-
gründeten Verdacht auf eine Berufskrank-
heit gesetzlich geregelt. Infolge einer gesetzlich 
verankerten Regelung ist insoweit die Ärzt-
liche Schweigepflicht (§ 203 StGB) einge
schränkt, d. h., dass die Meldung auch gegen 
den Willen des Patienten zu erfolgen hat.

§ 202 SGB VII: „Anzeigepflicht von Ärzten 
bei Berufskrankheiten“
Haben Ärzte oder Zahnärzte den begrün-
deten Verdacht, dass bei Versicherten eine 
Berufskrankheit besteht, haben sie dies dem 
Unfallversicherungsträger oder der für den 
medizinischen Arbeitsschutz zuständigen 
Stelle in der für die Anzeige von Berufs-
krankheiten vorgeschriebenen Form (§ 193 
Abs. 8) unverzüglich anzuzeigen. Die Ärzte 
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Die Ärztliche Schweigepflicht 

in der Arbeitsmedizin

Nach § 203 Strafgesetzbuch (StGB), § 8 Abs. 1 
Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) und § 9 Berufs-
ordnung für Ärzte (BO-Ä) der jeweils zustän-
digen Landesärztekammer unterliegen jeder 
Arzt und das medizinische Hilfspersonal un-
ter Strafandrohung der ärztlichen Schweige-
pflicht. Personenbezogene Daten, die dem 
Sozialgeheimnis unterliegen (vgl. auch Bun-
desdatenschutzgesetz), dürfen nur unter 
bestimmten strengen, rechtlich geregelten 

Auflagen Dritten (z. B. Arbeitgeber, Aufsichts-
behörden oder sonstigen Dritten) offenbart 
werden. Allerdings gibt es eine Fülle von Mit-
teilungs-, Melde- und Auskunftspflichten des 
Arztes, wodurch die Schweigepflicht einge-
schränkt wird.
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